
URTEIL DES GERICHTSHOFES (ZWEITE KAMMER)
VOM 15. JUNI 1976 <appnote>1</appnote>

Heinz Günther Jänsch
gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Rechtssache 5/76

Leitsätze

1. Beamte — Beschwerde — Stillschweigende Zurückweisung — Ausdrückliche Zu­
rückweisung innerhalb der Klagefrist — Zeitpunkt — Neue Frist — Zustellung
der Zurückweisung — Verspätung — Berücksichtigung — Unterbleiben
(Beamtenstatut, Artikel 91, Absatz 3, zweiter Gedankenstrich)

2. Beamte — Klage — Beschwerende Maßnahme — Verspätete Zustellung — Klage­
frist — Berechnung

(Beamtenstatut, Artikel 90, 91)

1. Eine ausdrückliche ablehnende Be­

schwerdeentscheidung, die innerhalb
der Klagefrist nach der süllschweigen­
den ablehnenden Entscheidung im
Sinne des Artikels 91 Absatz 3 zweiter

Gedankenstrich getroffen wird, ist als
zu dem Zeitpunkt ergangen anzuse­
hen, zu dem sie von der zuständigen
Behörde erlassen worden ist; sie setzt

daher eine neue Klagefrist in Gang,
ohne daß es auf etwaige Verzögerun­
gen der Zustellung ankommt.

2. Bei verspäteter Zustellung einer be­
schwerenden Maßnahme ist die Klage­
frist vom Zeitpunkt der Zustellung an
zu berechnen, wenn der Betroffene
die Verzögerung nicht zu vertreten
hat.

In der Rechtssache 5/76

Heinz Günter Jänsch, Beamter der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften, 23, rue des Cigales, Luxembourg, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsan­
walt Marcel Slusny, 272, avenue Brugmann, 1180 Brüssel, zugelassen an der
Cour d'appel Brüssel, Zustellungsanschrift: Wohnung des Herrn Jänsch,

Kläger

gegen

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechts­
berater Joseph Griesmar als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter:

1 — Verfahrenssprache: Französisch.
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Herr Mario Cervino, Rechtsberater der Kommission, Bâtiment CFL, place de
la Gare, Luxembourg,

Beklagte

wegen, beim gegenwärtigen Verfahrensstand, Zuläßigkeit der Klage auf Aufhe­
bung der Bestimmungen über das „Verfahren vor Beschlüssen betreffend den
Ubergang von der Laufbahngruppe B in die Laufbahngruppe A von Beamten
der wissenschaftlichen oder technischen Laufbahn" samt den aufgrund dieser
„Verfahrensbestimmungen" ergangenen Verfügungen und, soweit erforderlich,
Artikel 92 des Beamtenstatuts,

erläßt

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten H. Kutscher, der Richter P. Pesca­
tore und M. Serensen,

Generalanwalt: H. Mayras
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, das Verfahren und das
Vorbringen der Parteien im schriftlichen
Verfahren lassen sich wie folgt zusam­
menfassen:

I — Sachverhalt

1. Artikel 45 Absatz 2 des Beamtensta­

tuts schreibt zwingend vor, daß der Über­
gang eines Beamten aus einer Laufbahn­
gruppe in eine höhere Laufbahngruppe
nur aufgrund eines Auswahlverfahrens
zulässig ist. Artikel 98 Absatz 2 des Sta­
tuts sieht eine Ausnahme vor zugunsten
der unter Artikel 92 fallenden Beamten,
das heißt derjenigen Beamten, „die einen

Dienstposten auf dem Kerngebiet inneha­
ben, der wissenschaftliche oder techni­
sche Berufs- und Fachkenntnisse erfor­

dert, und deren Dienstbezüge aus den
Mitteln des Forschungs- und Investitions­
haushalts gezahlt werden".

2. Der Kläger ist im August 1960 als
technischer Bediensteter in den Dienst

der EAG-Kommission eingetreten. Von
September 1961 an war die Kernfor­
schungsstelle Ispra sein Dienstort. Im
Januar 1962 wurde er in der Besoldungs­
gruppe B 4 ins Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit übernommen, im Januar
1966 stieg er in die Besoldungsgruppe
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B 3 auf. Während seiner Beschäftigung
in Ispra wurde der Kläger aus Mitteln des
Forschungs- und Investitionshaushalts
besoldet. Von 1966 bis 1969 hatte der

Kläger einen Urlaub aus persönlichen
Gründen, während dessen er an der Uni­
versität Birmingham den Titel eines Dok­
tors der Elektronik und Elektrotechnik
erwarb. Da bei Ablauf seines Urlaubs

kein seiner Befähigung entsprechender
Dienstposten frei war, wurde er erst im
August 1973 auf einem Hauptinspektor-
Dienstposten der Besoldungsgruppe B 3
in der Generaldirektion „Energie und
Überwachung der Sicherheit von Eura­
tom“ in Luxemburg wieder in Dienst ge­
stellt. Auf diesem Dienstposten wurde er
aus Mitteln des Verwaltungshaushalts be­
soldet.

3. In Vollzug von Artikel 98 Absatz 2
des Statuts hat die Kommission am 16.
Dezember 1974 im Personalkurier Be­

stimmungen über das „Verfahren vor Be­
schlüssen betreffend den Ubergang von
der Laufbahngruppe B in die Laufbahn­
gruppe A von Beamten der wissenschaftli­
chen oder technischen Laufbahn“ veröf­
fentlicht. Diese „Verfahrensbestimmun­
gen“ sahen vor, daß sie nur für die unter
Artikel 92 des Statuts fallenden Beamten

gelten. Obwohl er einräumte, daß die
Dienstbezüge für seinen Dienstposten
aus Mitteln des Verwaltungshaushalts
und nicht aus solchen des Forschungs­
haushalts gezahlt wurden, bewarb sich
der Kläger am 22. Januar 1975 unter Be­
nutzung des in den „Verfahrensbestim­
mungen“ vorgesehenen Formblatts um
den Aufstieg in die Laufbahngruppe A.

Am 12. Februar 1975 hat der Kläger
einen Antrag nach Artikel 90 Absatz 1
des Statuts gestellt, mit dem er die An­
wendung der „Verfahrensbestimmungen"
auf seinen Fall begehrt und hilfsweise
um Versetzung auf einen Dienstposten
gebeten hat, der aus Mitteln des For­
schungs- und Investitionshaushalts besol­
det wird.

Mit Schreiben vom 3. März 1975, das am
6. März 1975 eingetragen wurde, hat er
nach Artikel 90 Absatz 2 des Statuts ge-

gen die „Verfahrensbestimmungen“ Be­
schwerde erhoben.

Am 18. Juni 1975 hat er die erneute Ein­
tragung seiner Beschwerde vom 3. März
1975 beantragt.

Am 30. Juni 1975 hat der Leiter der
Abteilung „Einstellungen, Ernennungen,
Beförderungen" den Kläger davon ver­
ständigt, daß seiner Bewerbung um den
Aufstieg aus der Laufbahngruppe B in
die Laufbahngruppe A nicht habe stattge­
geben werden können, weil er „eine not­
wendige Voraussetzung, nämlich die Zu­
gehörigkeit zur wissenschaftlichen oder
technischen Laufbahn", nicht erfülle.
Sein Fall sei aber zusammen mit den Fäl­

len anderer, in der gleichen Lage befindli­
cher Beamten der Verwaltung gemeldet
worden.

Mit Schreiben vom 2. Oktober 1975 hat
die Kommission die Beschwerde des Klä­

gers vom 3. März 1975 ausführlich be­
schieden. Sie hat ihm namentlich mitge­
teilt, sie könne nicht aus naheliegenden
Billigkeitserwägungen heraus den Anwen­
dungsbereich der „Verfahrensbestimmun­
gen" auf andere als die ausdrücklich in
Artikel 92 genannten Beamten erstrek­
ken, ohne die ausdrücklichen Bestim­
mungen von Artikel 45 Absatz 2 des Sta­
tuts zu verletzen. Ferner bemerkt die

Kommission, sie habe allgemeine Aus­
wahlverfahren eröffnet, die Bewerbern
mit Hochschuldiplomen auf dem fragli­
chen Gebiet den Zugang zur Laufbahn­
gruppe A eröffneten. Sie glaube daher,
dem Gleichbehandlungsgrundsatz genügt
zu haben.

Das Schreiben der Kommission vom 2.

Oktober 1975 war an den Arbeitsplatz
des Klägers adressiert. Es ist ihm erst am
16. Oktober 1975 übergeben worden,
weil er vom 29. September bis 15. Ok­
tober in Urlaub war.

II — Verfahren

1. Der Kläger hat am 16. Januar 1976
die vorliegende Klage erhoben, mit der
er beantragt,
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1. die ausdrücklich ablehnende Entschei­

dung vom 2. Oktober 1975 aufzuhe­
ben;

2. die am 16. Dezember 1974 veröffent­

lichten „Verfahrensbestimmungen"
aufzuheben;

3. die aufgrund dieser „Verfahrensbestim­
mungen“ ergangenen Verfügungen,
insbesondere die Ablehnung des An­
trags des Klägers mit Verfügung vom
30. Juni 1975, aufzuheben;

4. Artikel 92 des Statuts aufzuheben oder

jedenfalls festzustellen, daß er auf den
Fall des Klägers nicht anwendbar ist.

2. Der Kläger führt in seiner Klage­
schrift zur Sache vornehmlich aus, die
„Verfahrensbestimmungen" hätten ge­
mäß Artikel 110 des Statuts nach Anhö­

rung der Personalvertretung und nach
Stellungnahme des Statutsbeirats erlassen
werden müssen. Ferner wichen sie von

Artikel 92 des Statuts ab, der nicht wie
die beanstandeten „Verfahrensbestim­
mungen“ nur für die Beamten der wissen­
schaftlichen und technischen Laufbahn
feite. Die im letzten Halbsatz von Arti­

kel 92 Absatz 1 vorgesehene Bedingung,
daß die fraglichen Beamten aus Mitteln
des Forschungs- und Investitionshaus­
halts besoldet werden müssen, sei kein
zusätzliches Erfordernis, sondern eine Er­
läuterung. Jede andere Auslegung führe
zu einer dem Grundsatz der Gleichbe­

handlung der Beamten, der namentlich
in Artikel 5 Absatz 3 des Statuts niederge­
legt sei, unvereinbaren Diskriminierung.
Wäre anzunehmen, daß Artikel 92 des
Statuts wirklich eine Diskriminierung
mit sich bringe, so wäre er mit dem
Grundsatz der Gleichbehandlung der Be­
amten als unvereinbar anzusehen.

3. Mit Schriftsatz vom 20. Februar 1976

hat die Kommission beantragt, gemäß
Artikel 91 der Verfahrensordnung über
die Zuläßigkeit der Klage vorab zu ent­
scheiden, die Klage für unzulässig zu er­
klären und dem Kläger die Kosten auf­
zuerlegen.

4. Der Kläger hat in seiner am 22. März
1976 eingegangenen Stellungnahme zu

der prozeßhindernden Einrede beantragt,
der Gerichtshof möge anordnen, daß die
Gegenpartei seine Urlaubskarte vorzule­
gen habe. Nach etwaigen Stellungnah­
men der Parteien zu dieser Urkunde
müsse der Gerichtshof entweder die Frist

für die Einreichung der Klagebeantwor­
tung durch die Gegenpartei bestimmen
oder gemäß Artikel 91 § 3 der Verfahrens­
ordnung mündliche Verhandlung über
die prozeßhindernde Einrede anordnen,
und sich die Kostenentscheidung vorbe­
halten.

5. Der Gerichtshof (Zweite Kammer)
hat auf Bericht des Berichterstatters nach
Anhörung des Generalanwalts beschlos­
sen, ohne vorherige Beweisaufnahme in
die mündliche Verhandlung über die Ein­
rede einzutreten.

III — Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel der Parteien
zur Zulässigkeit der Klage

1. Die Beklagte und Antragstellerin
im Zwischenstreit meint insoweit, als die
Klage auf die Aufhebung der Entschei­
dung der Kommission vom 2. Oktober
1975 und der „Verfahrensbestimmun­
gen“ gerichtet ist, eine stillschweigende
ablehnende Entscheidung über den am
6. März 1975 eingetragenen Antrag des
Klägers vom 3. März 1975 sei nach Arti­
kel 90 Absatz 2 letzter Satz des Statuts

am 6. Juli 1975 ergangen. Diese still­
schweigende ablehnende Entscheidung
hätte gemäß Artikel 91 Absatz 3 zweiter
Gedankenstrich des Statuts vor dem 7.

Oktober 1975 angefochten werden müs­
sen. Die vom 2. Oktober 1975 datierende

ausdrückliche ablehnende Entscheidung
der Kommission sei dem Empfänger erst
am 16. Oktober 1975 nach seiner Rück­

kehr vom Urlaub zugestellt worden. Sie
habe keine neue Klagefrist eröffnen kön­
nen, da sie erst nach Ablauf der Klage­
frist zugestellt worden sei, innerhalb de­
ren die voraufgegangene stillschweigende
ablehnende Entscheidung hätte angefoch­
ten werden müssen (Artikel 91 Absatz 3
zweiter Gedankenstrich in fine des Sta­

tuts).
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Auch nach der offenbar vom Kläger ver­
tretenen Auffassung, daß eine Stillschwei­
gende ablehnende Entscheidung am
Tage ihres Erlasses, also vorliegend am 2.
Oktober 1975, ergehe, sei die Klage ver­
spätet. In diesem Falle hätte die Entschei­
dung nach Artikel 91 Absatz 3 des Sta­
tuts vor dem 3. Januar 1976 beim Ge­
richtshof angefochten werden müssen.

Diesem Ergebnis tue die Tatsache keinen
Abbruch, daß der Kläger am 20. Juni
1975 die erneute Eintragung seiner
schon am 6. März 1975 eingetragenen
Beschwerde verlangen zu müssen ge­
glaubt habe.

2. Soweit mit der Klage die Aufhebung
anderer in Anwendung der „Verfahrens­
bestimmungen“ ergangener Verfügungen
als der an den Kläger gerichteten Verfü­
gung vom 30. Juni 1975 begehrt wird,
macht die Beklagte geltend, die sehr sum­
marische Bezeichnung dieser Verfügun­
gen durch den Kläger erwecke Zweifel
daran, ob dieser Klageantrag Artikel 38
§ 1 der Verfahrensordnung genüge. Fer­
ner bleibe noch darzutun, inwiefern der
Aufstieg bestimmter Beamter, die einer
anderen beruflichen Laufbahn angehör­
ten als der Kläger, in die Laufbahn­
gruppe A eine den Kläger beschwerende
Maßnahme sein solle. Endlich sei die vor

dem Gerichtshof erfolgte Einbeziehung
dieser Verfügungen in den Streitgegen­
stand ein unzulässiger Klageanspruch,
weil ihr keine außergerichtliche Be­
schwerde nach Artikel 90 Absatz 2 des

Statuts vorausgegangen sei. Was insbeson­
dere die dem Kläger am 30. Juni 1975
zugestellte Verfügung betreffe, so sei des­
sen Anspruch auf ihre Aufhebung gleich­
falls unzulässig, weil keinerlei außerge­
richtliche Beschwerde vorausgegangen
sei.

3. Soweit mit der Klage die Aufhebung
oder jedenfalls die Unanwendbarerklä­
rung von Artikel 92 des Statuts beantragt
wird, trägt die Beklagte vor, diese Einrede
könne nur geprüft werden, soweit die
Klage selbst zulässig sei.

Übrigens vermag die Beklagte nicht zu
erkennen, auf welches Interesse der Klä­
ger sich stützen könnte, um die Aufhe­
bung oder die Unanwendbarerklärung
von Artikel 92 des Statuts zu verlangen:
Die Feststellung, daß dieser Artikel
rechtswidrig sei, würde zur Folge haben,
daß Artikel 45 Absatz 2 des Statuts wie­
der auf alle Beamten einschließlich der
unter Artikel 92 Absatz 2 fallenden an­
wendbar wäre.

4. Der Kläger und Antragsgegner im
Zwischenstreit erklärt zur Frage der
Aufhebung der Entscheidung der Kom­
mission vom 2. Oktober 1975 und der

„Verfahrensbestimmungen", auch nach
seiner Auffassung habe sein Antrag vom
20. Juni 1975 keinen Einfluß auf den
Fristenlauf.

Zu der Rechtslage, die dadurch entsteht,
daß eine ausdrückliche ablehnende Ent­

scheidung der Verwaltung innerhalb der
in Artikel 91 Absatz 3 zweiter Gedanken­

strich bestimmten Frist ergeht und erst
nach Ablauf dieser Frist zugestellt wird,
macht der Kläger geltend, in bestimmten
Fällen müsse eine Unterbrechung oder
Hemmung der Verfahrensfristen eintre­
ten.

Der Gerichtshof selbst habe im Urteil

44/71 (Marcato — Slg. 1972, 427), mit
Rücksicht auf die Umstände des Falles

und darauf, daß der Kläger sein Verhal­
ten für rechtmäßig habe halten dürfen,
eine Verlängerung der Frist angenom­
men.

Der Kläger macht ferner geltend, der Ge­
richtshof habe in seinem Urteil in den
verbundenen Rechtssachen 109/63 und

13/64 (Muller — Slg. 1964, 1411) ent­
schieden, daß die Veröffentlichung der
Übersicht über die Tätigkeiten und den
Aufgabenbereich für jeden Dienstposten
als wesentliche neue Tatsache gelten
könne, die dem betroffenen Beamten die
Möglichkeit eröffnet, die Verwaltungsbe­
hörde zu ersuchen, auf eine nicht mehr
anfechtbare Einstufungsverfügung zurück­
zukommen. Nach Ansicht des Klägers
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setzt erst die Zustellung neue Fristen in
Gang und sind die Rechtswirkungen des
Bescheids bis zur Zustellung in der
Schwebe. Welche juristische Konstruk­
tion der Gerichtshof auch wähle, die dem
Urteil Marcato zu entnehmende, die sich
aus dem Urteil Muller ergebende oder
die vom Kläger vertretene, die Lösung sei
immer die, daß die Frist von der Zustel­
lung der ausdrücklichen ablehnenden
Entscheidung an laufe, im vorliegenden
Fall also vom 16. Oktober 1975 an. Übri­

gens sei der Jahresurlaub, den der Kläger
vom 29. September bis 15. Oktober 1975
gehabt habe, kein Erholungsurlaub gewe­
sen. Der Kläger sei zu Hause in Luxem­
burg geblieben und habe sich auf Aus­
wahlverfahren für LA-Stellen vorbereitet.
Mindestens bis zum 6. Oktober 1975
habe er sich an seinem Wohnsitz in Lu­

xemburg aufgehalten, und danach habe
er in den Dienstgebäuden, in denen er
sich wegen der Auswahlverfahren aufge­
halten habe, leicht angetroffen werden
können. Die Zustellung des Schreibens
vom 2. Oktober sei also ohne Not verzö­

gert worden, und die Beklagte müsse
hierzu die Urlaubskarte des Klägers vorle­
gen, aus der sich die Einzelheiten ergä­
ben.

Außer den drei erwähnten juristischen
Konstruktionen sei übrigens noch eine
weitere vertretbar, nach der die Frist ge­
hemmt sei, wenn ihr Endtermin in eine
Zeit der Abwesenheit wegen ordnungsge­
mäßen Urlaubs oder einer Dienstreise
fällt.

5. Zur Frage der Aufhebung der in
Anwendung der „Verfahrensbestimmun­
gen“ ergangenenen Verfügungen trägt
der Kläger vor, es sei stets angenommen
worden, daß die Ansprüche im Laufe des
Verfahrens präzisiert werden dürften; ja,
nach der Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes sei es auch zulässig, noch Angriffsmit­
tel vorzubringen, soweit sie nur eine Er­
weiterung früherer Ausführungen darstell­
ten. Die Beklagte habe sich über die An­
sprüche und Klagegründe des Klägers
gewiß nicht täuschen können. Zudem
müßten die Ernennungen, zu denen der

Erlaß der „Verfahrensbestimmungen"
letztlich geführt habe, sogar von Amts
wegen zurückgenommen werden. Für die
zwingend vorgeschriebenen Folgen einer
Aufhebung stelle sich die Frage einer
außergerichtlichen Beschwerde nicht.

Auf das Vorbringen, die angefochtenen
Maßnahmen beschwerten ihn nicht, ent­
gegnet der Kläger, wenn die A-Dienstpo­
sten, für die er sich bewerben könne, be­
setzt seien, sei er selbst dann rechtlos ge­
stellt, wenn die „Verfahrensbestimmun­
gen“ später aufgehoben würden und der
Gerichtshof ihm Recht gebe, was die
Aufhebung von Artikel 92 angeht. Seine
Ausführungen zu den Folgen der Aufhe­
bung der „Verfahrensbestimmungen" im
allgemeinen gälten auch für die Aufhe­
bung der ihm am 30. Juni 1975 zugestell­
ten Verfügung im besonderen.

6. Zur Aufhebung von Artikel 92 des
Statuts ist der Kläger mit der Beklagten
völlig darin einig, daß die Zulässigkeit
der Einrede von der Klage abhänge.
Habe die Unanwendbarkeit des Artikels

92 des Statuts zur Folge, daß nur Artikel
45 Absatz 2 als Rechtsnorm für Beförde­

rungen bestehen bleibe, so habe der Klä­
ger damit schon teilweise Genugtuung
erlangt, weil dann alle unter Artikel 92
des Statuts fallenden Beamten in der glei­
chen Lage seien wie er. Nun beseitige
aber die Unanwendbarkeit von Artikel 92

in dem Umfang, wie sie in der Klage­
schrift geltend gemacht sei, zwar die Dis­
kriminierung, lasse aber für alle Gemein­
schaftsbeamten, „die einen Dienstposten
auf dem Kerngebiet innehaben, der wis­
senschaftliche und technische Fachkennt­

nisse erfordert", die in Artikel 98 des Sta­
tuts vorgesehenen Vergünstigungen beste­
hen.

In der öffentlichen Sitzung vom 6. Mai
1976 haben Herr Jänsch, vertreten durch
Rechtsanwalt Slusny, und die Kommis­
sion, vertreten durch ihren Bevollmäch­
tigten Herrn Joseph Griesmar, münd­
liche Ausführungen gemacht, darunter
folgendes neue Vorbringen:
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Die Kommission erinnert daran, daß Ar­
tikel 90 Absatz 2 erster Gedankenstrich

des Statuts zeigt, daß die außergericht­
liche Beschwerde auch gegen eine „allge­
meine Maßnahme" gerichtet werden
kann. Rechtsakte mit Verordnungscharak­
ter wie zum Beispiel die „Verfahrensbe­
stimmungen“ fielen aber nicht unter die­
sen Begriff.

Zu der von der Verwaltung vorgelegten
Urlaubskarte des Klägers stellt die Kom­
mission fest, daß diese Karte keine Anga­
ben über die Anschrift des Klägers wäh­
rend seines Urlaubs vom 29. September
bis 15. Oktober enthalte.

Der Kläger entgegnet auf das Vorbrin­
gen der Kommission insbesondere, aus
der Rechtsprechung des Gerichtshofes
gehe hervor, daß im Falle eines „acte à
procédure“, das heiße eines Rechtsakts,

der den Vollzug einer Anzahl zu seiner
Anwendung ergehender Akte mit sich
bringt, der erste Akt angefochten werden
könne.

Während seines Urlaubs vom 29. Septem­
ber bis 15. Oktober 1975 sei der Kläger
regelmäßig ins Büro gegangen, um seine
Post abzuholen. Allen, die ihn kommen
und gehen sehen hätten, sei sehr wohl
bekannt gewesen, daß er sich in Luxem­
burg aufgehalten habe und daß er ins
Büro gekommen sei. Zudem habe eine
Freundin des Klägers in einem Brief be­
stätigt, daß dieser zur fraglichen Zeit, ab­
gesehen von zwei Tagen, an denen er
sich in Brüssel aufhielt, ständig zu Hause
in Luxemburg gewesen sei.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 26. Mai 1976
vorgetragen.

Entscheidungsgründe

1 Die am 16. Januar 1976 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangene
Klage ist vornehmlich auf die Aufhebung einer Entscheidung vom 2. Oktober
1975 gerichtet, mit der die Kommission eine gegen die im Personalkurier
vom 16. Dezember 1974 veröffentlichten Bestimmungen über das „Verfahren
vor Beschlüssen betreffend den Ubergang von der Laufbahngruppe B in die
Laufbahngruppe A von Beamten der wissenschaftlichen oder technischen
Laufbahn" gerichtete Beschwerde zurückgewiesen hatte, die der Kläger am 3.
März 1975 erhoben hatte.

2 Die Beklagte hat mit einem am 20. Februar 1976 eingereichten Zwischen­
streitantrag gemäß Artikel 91 der Verfahrensordnung eine prozeßhindernde
Einrede erhoben, die sie auf die angebliche Nichteinhaltung der Klagefrist
stützt.

3/4 Zur Begründung dieser Einrede trägt sie vor allem vor, die am 6. März 1975
eingetragene Beschwerde des Klägers sei in der Viermonatsfrist des Artikels
90 Absatz 2 letzter Unterabsatz des Statuts nicht beschieden und damit vor

dem 7. Juli 1975 stillschweigend zurückgewiesen worden; diese stillschwei-
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gende ablehnende Entscheidung hätte daher nach Artikel 91 Absatz 3 zweiter
Gedankenstrich des Statuts vor dem 7. Oktober 1975 mit der Klage angefoch­
ten werden müssen. Da der ausdrückliche Beschwerdebescheid der Kommis­

sion dem Kläger erst am 16. Oktober 1975, also nach Ablauf der Klagefrist,
zugestellt worden sei, greife der letzte Halbsatz der zitierten Bestimmung
nicht ein, der wie folgt lautet: „... ergeht jedoch nach einer stillschweigenden
Ablehnung, aber innerhalb der Frist für die Klage, eine ausdrückliche Ent­
scheidung über die Ablehnung einer Beschwerde, so beginnt die Frist für die
Klage erneut zu laufen."

5/7 Im Sinne dieser Bestimmung ist eine Entscheidung jedoch am Tage ihres Er­
lasses durch die zuständige Behörde als ergangen anzusehen; denn wenn die
Behörde innerhalb der Klagefrist eine ausdrückliche Entscheidung erläßt,
muß sie damit rechnen, daß zugunsten des Betroffenen eine neue Klagefrist
in Gang gesetzt wird; auf etwaige Verzögerungen der Zustellung kommt es
dabei nicht an. Somit ist festzustellen, daß im vorliegenden Fall die ausdrück­
liche Entscheidung der Kommission vom 2. Oktober 1975 eine neue Klage­
frist eröffnet hat.

8/11 Hiernach stellt sich die Frage, von welchem Tage an diese Frist zu berechnen
ist. Als Ausgangspunkt der Fristberechnung muß in allen Fällen, in denen der
Betroffene nicht eine Verzögerung der Zustellung zu vertreten hat, zwingend
der Tag der Zustellung gewählt werden; denn nur die Zustellung setzt den
Betroffenen in den Stand, von der Existenz der Entscheidung und den Grün­
den, mit denen die Verwaltung sie zu rechtfertigen sucht, mit Nutzen Kennt­
nis zu nehmen. Da die Zustellung vorliegend am 16. Oktober 1975 erfolgt ist,
ist also die am 16. Januar 1976 eingereichte Klage innerhalb der Dreimonats­
frist des Artikels 91 Absatz 3 des Statuts erhoben.

i2 Nach alledem ist die prozeßhindernde Einrede zurückzuweisen.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF;(Zweite Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Klage ist zulässig.
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2. Es wird in das Verfahren zur Hauptsache eingetreten.

3. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Kutscher Pescatore Sørensen

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 15. Juni 1976.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident der Zweiten Kammer

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS HENRI MAYRAS
VOM 26. MAI 1976 <appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Seit Inkrafttreten der EAG-, EGKS- und
EWG-Verordnung Nr. 1473/72 (ABl. L
160 vom 16. 7. 1972, S. 1) enthält die
Klageregelung des Beamtenstatuts in Arti­
kel 91 Absatz 3 zweiter Gedankenstrich

eine Bestimmung, laut der dann, wenn
vom Tage der Einreichung der Be­
schwerde eines Beamten an vier Monate
verstrichen sind und daher eine still­

schweigende ablehnende Entscheidung
als ergangen gilt, das Ergehen einer aus­
drücklichen ablehnenden Entscheidung
innerhalb der dem Beamten für die Kla­

geerhebung gegen besagte stillschwei­
gende Ablehnung offenstehenden Drei­
monatsfrist die Klagefrist neu eröffnet,
die dem Beamten für die Anrufung des
Gerichtshofes zur Verfügung gestanden
hätte, wenn von vornherein ein ausdrück­
licher ablehnender Beschwerdebescheid

zugestellt worden wäre.

Mit Schreiben vom 3. März 1975, einge­
gangen am 6. März 1975, hat Herr
Jänsch eine außergerichtliche Be­
schwerde nach Artikel 90 Absatz 2 des

Statuts dagegen erhoben, daß die Bestim­
mungen über das „Verfahren von Be­
schlüssen betreffend den Ubergang von
der Laufbahngruppe B in die Laufbahn­
gruppe A von Beamten der wissenschaftli­
chen und technischen Laufbahn" auf sei­

nen Fall angewendet wurden.

Die Kommission hat diese Beschwerde

in den vier auf ihre Eintragung folgen­
den Monaten nicht beschieden, so daß
am 7. Juli 1975 eine stillschweigende ab­
lehnende Entscheidung als ergangen zu
gelten hatte. Herr Jänsch verfügte also
über drei Monate, die am 7. Oktober
1975 endeten, wenn er Sie anrufen
wollte, um seine Angelegenheit vor Ge­
richt zu bringen.

Am 2. Oktober 1975 hat jedoch der
für Personalangelegenheiten zuständige

1 — Aus dem Französischen übersetzt.
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